t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/2100825/2016

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache

*EEBfL**R* KEXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 12. August 2015 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 5. August 2015 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2014, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird im Ausmal} der Beschwerdevorentscheidung vom 03. Mai 2016 teilweise
Folge gegeben.

Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Der Beschwerdefiihrer (Bf.) beantragte in der elektronisch eingereichten Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung 2014 Werbungskosten, Sonderausgaben, Kinderbetreuungskosten
und Kinderfreibetrage fir zwei Kinder. Als Werbungskosten wurden beantragt:

Gewerkschaftsbeitrage, etc. 346,80 €
Arbeitsmittel 1.242,03 €
Fachliteratur 162,66 €
Reisekosten 209,52 €
sonstige Werbungskosten 303,61 €

Nachtraglich teilte der Beschwerdefiihrer mit, dass er im November 2014 auf einer Dienstfahrt
mit seinem Privat-PKW einen Unfall gehabt habe. Die Kosten der Reparatur der kaputten
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Windschutzscheibe seien von der Versicherung des Arbeitgebers getragen worden, jedoch sei
ihm auf dem Lohnzettel fiir Marz 2015 ein Sachbezug von 496,67 €, vermutlich der
Selbstbehalt, angelastet worden, welchen er als zusatzliche Werbungskosten geltend macht.

Im Zuge eines Vorhalteverfahrens vor dem Finanzamt legte der Beschwerdefiihrer eine Excel-
Aufstellung und Belegkopien (iber die beantragten Ausgaben vor.

Im Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerveranlagung) fiir das Jahr 2014 vom 05.08.2015
wurden Werbungskosten in Hohe von 675,79 € (die beantragte Fachliteratur, die Reisekosten
und die sonstigen Werbungskosten), Sonderausgaben, die beantragten
Kinderbetreuungskosten und die Kinderfreibetrage berlicksichtigt. In der Begriindung wurde
u.a. ausgefihrt:

»Die vom Arbeitgeber einbehaltenen Betrdige fiir die freiwillige Mitgliedschaft bei
Berufsverbdnden und Interessenvertretungen (z.B. Gewerkschaftsbeitrdge) werden bereits bei
der laufenden Lohnverrechnung beriicksichtigt (§ 62 Abs.2 Z.1 EStG 1988). Ein nochmaliger
Abzug im Rahmen des Veranlagungsverfahrens ist daher nicht méglich.

Die beantragten Arbeitsmittel konnten nicht anerkannt werden, da es den Erfahrungen des
tdglichen Lebens widerspricht in einer gehobenen beruflichen Position Arbeitsmittel selbst
anschaffen zu miissen. Es wird davon ausgegangen, dass die beruflich notwendigen
Arbeitsmittel durch den Arbeitgeber zur Verfiigung gestellt werden.

Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht die Beschwerde erhoben. In der Begriindung wurde
die Nichtanerkennung der Arbeitsmittel von 1.242,03 € und des nachtraglich geltend
gemachten Betrages von 496,67 € (Unfall auf Dienstfahrt) geriigt und weiters ausgefihrt:

[...]
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Belege A, C, U und AA; € 176.27: Um mir meine Tatigkeiten zu Hause und

unterwegs zu erleichtern, habe ich mir ein Smartphone angeschafft. Die Privatnutzung
(40%) wurde entsprechend berticksichtigt. Um das Geriit auch bei meiner Vielzahl von
AuBendiensten im Auto nutzen zu konnen, habe ich mir zwei Freisprecheinrichtungen
angeschafft. Leider ist mir das Telefon einmal auf den Boden gefallen und war eine
Reparatur notwendig.

Beleg B: € 333,62: Wie bereits zuvor ausgefiihrt, habe ich mir ein Laptop fiir meine
Arbeitstitigkeit zu Hause angeschafft bzw. anschaffen miissen. Die Privatnutzung
(40%) wurde entsprechend abgezogen.

Beleg M; € 74.--: Da ich eine Vielzahl von Vertrdgen zu unterschreiben habe, nutze
ich eine Fillfeder, die ich 2009 angeschafft habe. 2009 ist meine
Arbeitnehmerveranlagung ebenfalls einer Belegpriifung unterzogen worden und
wurden die Kosten dieses Schreibgerites als Arbeitsmittelaufwand anerkannt. Insofern
ist es fur mich nicht nachvollziehbar, dass die im Jahr 2014 geltend gemachte
Reparatur des Schreibgerites nunmehr nicht anerkannt wird.

4) Belege P und AH; € 37,67: Zum vereinfachten Transport von digitalen Unterlagen

und Prédsentationen habe ich zwei USB-Speicherkarten erworben.

5) Beleg S: € 115,08: Zur Erleichterung meiner Tatigkeit habe ich mir eine Vielzahl von

Ordnern angeschafft, um mein Ablagesystem zu Hause zu verbessern.

6) Beleg T: € 121.70: Da ich bei meinen Terminen entsprechende Akten und Unterlagen

mitfiihre, habe ich mir eine Aktentasche angeschafft, die mir vom Arbeitgeber nicht
zur Verfligung gestellt wird. Diese Tasche verwende ich ausschlieBlich fiir dienstliche
Zwecke und befindet sich diese auch in meinem Biiro.

7) Beleg AE; € 53.70: Bei meinen Dienstfahrten habe ich oft ortlich unbekannte Ziele

anzufahren. Hier meine ich insbesondere neu in die Betreuung iibernommene Kunden,
Anwaltskanzleien, Investorengespriche in deren Biirordumlichkeiten, Adressen von
Pfandliegenschaften etc. Zur Erleichterung der Zielsuche habe ich ein mobiles
Navigationssystem erworben. Die Privatnutzung (40%) habe ich entsprechend beriick-
sichtigt - ich benutze das Gerit jedoch fast nur dienstlich.

8) Beleg AJ; € 71.40: Zur besseren Vernetzung mit Arbeitskollegen und Berufskollegen

mit dhnlichen Aufgabengebieten besitze ich eine Xing-Mitgliedschaft.
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9¥ Belege D bis L. N, 0,Q. R, V bis Z, AB bis AD, AF, AG sowie Al ; € 258,59: Bei
diesen Anschaffungen handelt es sich um klassischen Biirobedarf, der mir nicht von
meinem Arbeitgeber zur Verfiigung gestellt wird. Ich habe diese Arbeitsmittel bei der
Verrichtung meiner beruflichen Tatigkeiten zu Hause verwendet bzw. verbraucht.

10)Hinsichtlich der gesondert beantragten Werbungskosten in der Héhe von € 496,67
habe ich meine Gehaltsabrechnung per Marz 2015 sowie die entsprechende Rechnung
der Firma Pugl gerichtet an meinen Arbeitgeber vom 10.12.2014 vorgelegt. Es handelt
sich um einen Windschutzscheibenbruch bei meinem Privat-PKW wihrend einer
Dienstfahrt. Dieser Schaden vom 21. November 2014 wurde durch eine Versicherung
meines Arbeitgebers bezahlt bzw. der Selbstbehalt mir als Sachbezug zugerechnet.

Die nicht erfolgte Anerkennung dieser Aufwendungen im Einkommensbescheid 2014
vom 05. August 2015 ist fiir mich nicht nachvollziehbar und im zitierten Bescheid
auch nicht begriindet.

Abschlieend mochte ich nochmals darauf hinweisen, dass bereits meine Arbeitnehmer-
veranlagungen 2004 und 2009 einer Belegpriifung unterzogen wurden. Meine berufliche
Tatigkeit hat sich seit damals nicht wesentlich verdndert und habe ich immer in gleicher Art
und Weise bzw. ii dhnlichem Umfang meine Aufwendungen geltend gemacht. Bei den
erfolgten Priifungen wurden nie Beanstandungen aufgezeigt und in personlichen
Telefongesprichen mit den zustéindigen Bearbeitern meine Vorgehensweise im Groflen und
Ganzen fiir richtig befunden.

Umso mehr hat es mich iiberrascht, dass meine geltend gemachten Aufwendungen aberkannt
wurden und es nunmehr den Erfahrungen des téglichen Lebens entsprechen soll, dass diese
von ecinem Arbeitgeber libernommen werden. Diese Argumentation ist fiir mich ebenfalls
nicht nachvollziechbar und entspricht sie — jedenfalls in meinem personlichen Fall — nicht der
Realitit.

Laut den Lohnsteuerrichtlinien sind Werbungskosten gem. RZ 223 Ausgaben eines
Arbeitnehmers, die beruflich veranlasst sind. Die berufliche Veranlassung ist gegeben, wenn
die Ausgaben

* objektiv im Zusammenhang mit einer nichtselbstindigen Titigkeit stehen und

e subjektiv .... den Steuerpflichtigen "unfreiwillig" treffen und

¢ nicht unter ein steuerliches Abzugsverbot des § 20 fallen.

Beziiglich der Windschutzscheibe verweise ich auf RZ 225b der Lohnsteuerrichtlinien.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 03.05.2016 wurde der Beschwerde teilweise
stattgegeben, zusatzliche Werbungskosten von 277,48 € (insgesamt in Hohe von 953,27 €)
beriicksichtigt und in der Begriindung unter Verweis auf § 16 Abs. 1 EStG 1988 und § 20 Abs. 1
Z 2 lit. a EStG 1988 ausgefiihrt:

»Die Kosten fiir das Notebook konnten nicht anerkannt werden, da die Rechnung nicht auf lhren
Namen lautet.

Die Ausgaben fiir Bleistifte, Blirobedarf, Schreibpapier, Kleber, Spitzer, Spiralhefte, Batterien,
Druckerpapier, Speicherkarte, Ordner, Klarsichthiillen, Kalender, Edelpostkarten, Fotoecken etc.
konnten nicht anerkannt werden, da aus div. Rechnungen eindeutig hervorgeht, dass diese
Anschaffungen fiir den Schulbedarf der Kinder erfolgten.
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Der Aufwand fiir die Handyreparatur konnte nicht anerkannt werden, da nicht ersichtlich ist, fiir

welches Handy die Reparatur durchgefiihrt wurde.
Die Reparaturkosten fiir die Mont Blanc Fiillfeder fallen unter das Abzugsverbot gem. § 20 EStG

1988.

Da die Anschaffung des Navigationsgerdtes im November 2014 erfolgte, kann fiir 2014 nur die
halbe Jahres-AfA in Héhe von é 26,85 beriicksichtigt werden.
Bei der Xing-Mitgliedschaft handelt es sich um ein Soziales Netzwerk. Diese Kosten sind gem.

$ 20 EStG 1988 nicht abzugsféhig.

An Arbeitsmittel wurden anerkannt:

I-phone in Héhe von € 96,38
Aktentasche in Héhe von €121,70
Freisprecheinrichtung in Héhe von € 9,90
Filofax in H6he von €11,70
Speicherkarte €10,95
AfA Navi € 26,85
Gesamt €277,48

Gemdfs § 19 EStG 1988 sind Einnahmen und Ausgaben in jenem Kalenderjahr zu
beriicksichtigen in dem sie zugeflossen bzw. geleistet worden sind.
Der Sachbezug in Hbéhe von € 496,67 wurde bei der Gehaltsabrechnung Mdrz 2015 angesetzt.

Uber diese Ausgaben kann daher nur in der Arbeitnehmerveranlagung 2015 entschieden

werden.

Aus den angefiihrten Griinden war der Beschwerde teilweise stattzugeben.”

Daraufhin stellte der Beschwerdefiihrer den Antrag auf Entscheidung tber die Beschwerde an
das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag) mit dem abgednderten Beschwerdevorbringen, dass

sich das Rechtsmittel nunmehr auf die Nichtanerkennung der geltend gemachten Ausgaben fir

Arbeitsmittel und des Computers im Umfang von 1.559,09 € sowie die Nichtanerkennung der
Reparaturkosten fiir die Fillfeder richte. Die Nichtanerkennung der Xing-Mitgliedschaft werde
zur Kenntnis genommen. Im Folgenden werden Textpassagen aus der Beschwerde wiederholt.
Hinsichtlich der vorgelegten Belege wird erganzend vorgebracht:
1) Belege A und AA; € 60,00: Um mir meine Titigkeiten zu Hause und unterwegs zu
erleichtern, habe ich mir ein Smartphone angeschafft. Die Privatnutzung (40%) wurde

entsprechend beriicksichtigt. Leider ist mir das Telefon einmal auf den Boden gefallen
und war eine Reparatur notwendig. Die Reparaturaufwendungen stellen zumindest zu

60% Werbungskosten dar. Die Reparatur galt nicht meinem privaten Handy.
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2) Beleg B;: Wie bereits zuvor ausgefiihrt, habe ich mir ein Laptop fiir meine
Arbeitstitigkeit zu Hause angeschafft bzw. anschaffen miissen. Die Privatnutzung
(40%) wurde entsprechend abgezogen.

Diesbeziiglich halte ich nunmehr fest, dass ich in Unkenntnis der Rechtslage
irrtiimlich einen Privatanteil ausgeschieden habe. Die Nutzung dieses PC erfolgt
ausschlieBlich durch mich alleine fiir meine Titigkeiten fiir die Bank. Eine Nutzung
des PC durch meine Kinder und Frau erfolgt nicht, da ich diesen flir meine
hochsensiblen Daten stets unter Verschluss halte. Ich habe zu Hause weitere PCs, die
im Familienkreis Verwendung finden. In unserem Haushalt verfiigen wir noch iiber
ein 17 Zoll Notebook von HP, ein 10 Zoll Notebook von Sony und ein i-Pad. Diese
werden fiir Spiele bzw. Lern-CDs etc. genutzt. Mein Apple-Notebook wird definitiv
nicht von meinen Kindern verwendet. Persdnliche Daten, wie Bilder fiir die
Fotobiicher befinden sich auf den privaten PCs.

Dass die Rechnung auf meine Tochter lautet, ist auf Grund der wirtschaftlichen
Betrachtungsweise wohl ohne Belang, da ich selbstverstindlich den Kaufpreis mittels
meiner Visakarte auch bezahlt habe. Der Namen meiner Tochter wurde nur auf dem
Rechnungskopf abgedruckt, da ich einen Rabattgutschein von Ihr verwendet habe.

3) Beleg M: € 74.-: Da ich eine Vielzahl von Vertrigen zu unterschreiben habe, nutze
ich eine Fiillfeder, die ich 2009 angeschafft habe. 2009 ist meine
Arbeitnehmerveranlagung ebenfalls einer Belegpriifung unterzogen worden und
wurden die Kosten dieses Schreibgerites als Arbeitsmittelaufwand anerkannt. Insofern
ist es fir mich nicht nachvollzichbar, dass die im Jahr 2014 geltend gemachte
Reparatur des Schreibgeridtes nunmehr nicht anerkannt wird.

Ein Verweis diesbeziiglich, auf das Abzugsverbot gem § 20 EStG muss daher ins
Leere gehen.

4) Beleg S; € 115.08: Zur Erleichterung meiner Tétigkeit habe ich mir eine Vielzahl von
Ordnern angeschafft, um mein Ablagesystem zu Hause zu verbessern.

5) Belege D bis L. N, 0.Q. R, V bis Z, AB bis AD. AF, AG sowie Al ; € 236,94: Bei
diesen Anschaffungen handelt es sich um klassischen Biirobedarf, der mir nicht von
meinem Arbeitgeber zur Verfligung gestellt wird. Ich habe diese Arbeitsmittel bei der
Verrichtung meiner beruflichen Tatigkeiten zu Hause oder bei Seminaren und
Schulungen verwendet bzw. verbraucht. Einer diesbeziigliche Feststellung, dass es
sich hiebei um Schulbedarf meiner Kinder handelt muss ich im schéirfsten
entgegentreten. Es handelt sich hiebei um klassiche Biiroartikel. Selbstverstindlich
waren diese Anschaffungen fiir meine berufliche Tétigkeit. Ich besuche und ich halte
Seminare. Diesbeziiglich waren zB die Fotoecken fiir die Gestaltung von Flipcharts
und Arbeitsunterlagen notwendig. Bei Besprechungen mit Kunden erhalte ich oft
Fotos von Wirtschaftsgiitern, die ich dann in die Akten klebe. Ich glaube nicht, dass in
unserer hochtechnischen Welt heute noch Fotoecken fiir Fotoalben verwendet werden.
Der Schulbedarf meiner Kinder wird iiberwiegend von meiner Frau besorgt und
bezahlt. Auf Grund der Ahnlichkeit der Aufwendungen werden diese Rechnungen
getrennt, bzw. Rechnung fiir Schulbedarf entsorgt.

AbschlieBend ersucht der Beschwerdefiihrer die Anschaffungskosten fiir den PC auf 4 Jahre zu
verteilen, ohne Berlicksichtigung eines Privatanteils.
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Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

GemaR § 16 Abs. 1 erster Satz EStG 1988 idgF sind Werbungskosten die Aufwendungen oder
Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen.

GemaR § 20 Abs. 1 Z 2 lit. a EStG 1988 diirfen bei den einzelnen Einkiinften Aufwendungen
oder Ausgaben fir die Lebensflihrung nicht abgezogen werden, selbst wenn sie die

wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt und sie zur
Forderung des Berufes oder der Tatigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen.

Aus § 20 Abs. 1 Z 2 lit. a EStG 1988 ergibt sich das so genannte Aufteilungsverbot, welches
darin besteht, dass Aufwendungen mit einer privaten und betrieblichen Veranlassung nicht
abzugsfahig sind. Gemischt veranlasste Aufwendungen kénnen somit nicht zum Abzug
zugelassen werden (vgl. VWGH 29.1.2004, 2000/15/0009).

Dieses Aufteilungsverbot gilt flir typischerweise der Lebensfiihrung dienende Wirtschaftsgiter,
wenn sie gemischt genutzt werden (vgl. VWGH 5.7.2004, 99/14/0064). Soweit sich daher
Aufwendungen nicht "einwandfrei" trennen lassen, ist der gesamte Betrag nicht abzugsfahig
(vgl. VWGH 22.12.2004, 2002/15/0011).

Dem Aufteilungsverbot liegt auch der Gedanke der Steuergerechtigkeit zu Grunde, als
vermieden werden soll, dass ein Steuerpflichtiger auf Grund der Eigenschaft seines Berufes
eine Verbindung zwischen beruflichen und privaten Interessen herbeifiihren und dadurch
Aufwendungen der Lebensfiihrung steuerlich abzugsfahig machen kdénnte, wahrend andere
Steuerpflichtige, denen diese Aufwendungen ebenso entstehen, diese aus ihrem bereits
versteuerten Einkommen bestreiten missen (vgl. VwGH 23.1.2002, 2001/13/0238, VwWGH
17.6.2015, 2011/13/0048 und VwWGH 24.11.2016, Ro 2014/13/0045).

Ausnahmen vom Aufteilungsverbot sind nach der Rechtsprechung des VwGH fiir auRerhalb des
Kernbereichs der personlichen Lebensfiihrung eingesetzte Wirtschaftsgliter und der
Lebensfiihrung zu machen, wenn eine Trennung zwischen der privaten und der nicht véllig
untergeordneten betrieblichen/beruflichen Nutzung zB bei einer trennbaren zeitlichen Abfolge
von Nutzungsanteilen, wo diese Trennung objektiv einwandfrei und nachvollziehbar ist, wird
der berufliche Anteil als abzugsfahig angesehen (vgl. Jakom, EStG, § 20, Rz. 14).

Dariber hinaus, soweit dies nicht der Fall ist, aber der Steuerpflichtige den Nachweis fiir eine
(zumindest beinahe) ganzliche betriebliche/berufliche Veranlassung erbringen kann (vgl. VWGH
24.4.2014, 2011/15/0187 und VwWGH 7.9.1993, 90/14/0195).

Bei bestimmten Berufsbildern wie zB Journalisten ist eine betriebliche/berufliche Betatigung
ohne den Einsatz von Wirtschaftsgitern wie PC, Telefon unvorstellbar. Mit anderen Worten ist
bei Journalisten eine nicht bloR untergeordnete anteilige Nutzung zur Einklinfteerzielung
typischerweise unzweifelhaft gegeben, selbst wenn der Steuerpflichtige blof auf die
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Grundausstattung eines Haushaltes zugreifen kann; zur Ausmessung des Nutzungsanteils kann
dann auf eine Schatzung zurickgegriffen werden. (vgl. Jakom, EStG, § 20, Rz. 14).

Wenn sich die beruflichen Nutzungsanteile der geltend gemachten Aufwendungen nicht klar
quantifizieren lassen, ist die Behorde auch grundsatzlich nicht zu einer Schatzung von Anteilen
verpflichtet (VWGH 24.2.11, 2007/15/0042 zum Privat-PC eines Beamten).

Wer typische Aufwendungen der privaten Lebensfiihrung als Werbungskosten geltend macht,
hat im Hinblick auf die Nahe zum Beweisthema von sich aus nachzuweisen, dass sie — entgegen
allgemeiner Lebenserfahrung — (nahezu) ausschlieBlich die berufliche Sphare betreffen

(VWGH 22.2.07, 2006/14/0020). Sie missen nicht schon deshalb zum Abzug zugelassen
werden, weil sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften geleistet werden (VWGH 18.12.13,
2011/13/0119). Die Behorde darf Aufwendungen, die in gleicher Weise mit der Erzielung von

Einklnften wie mit der privaten Lebensfiihrung zusammenhangen kénnen, nicht schon
anerkennen, weil die im konkreten Fall gegebene Veranlassung nicht feststellbar ist. Bei
Aufwendungen, die ihrer Art nach auch eine private Veranlassung nahe legen, bei denen ein
Zusammenhang mit der Erzielung von Einkilinften aber nicht auszuschlieBen ist, darf die
Veranlassung durch die Erzielung von Einkiinften nur angenommen werden, wenn sich die
Aufwendungen als fir die berufliche Tatigkeit notwendig erweisen. Die Notwendigkeit bietet
»das verlassliche Indiz” der beruflichen Veranlassung. Der Umstand, dass Aufwendungen einer
beruflichen Tatigkeit forderlich sein konnen, reicht flr die Abziehbarkeit der Kosten jedenfalls
nicht aus (VWGH 18.12.2013, 2011/13/0119). Dies hat der VWGH ausgesprochen iZm dem
Privat-PC eines Beamten (VWGH 24.2.2011, 2007/15/0042).

Ein Personal-Computer stellt dann ein Arbeitsmittel iSd § 16 Abs. 1 EStG dar, wenn er zur
Erbringung der vom Abgabepflichtigen zu leistenden Arbeit tatsachlich erforderlich ist (vgl.
VWGH 14.11.1990, 89/13/0042). Der Einsatz eines Personal-Computers wird dann als
erforderlich anzusehen sein, wenn nach dem Urteil gerecht und billig denkender Menschen der
Einsatz des Gerates fur eine bestimmte Tatigkeit unzweifelhaft sinnvoll ist.

Aufwendungen fiir einen Personal-Computer (PC) einschlieRlich des Zubehors (zB Scanner,
Drucker, Modem, sonstige Hardware) konnen als Arbeitsmittel zum Abzug zugelassen werden,
»soweit eine berufliche Verwendung eindeutig feststeht”. Demnach besteht kein
Aufteilungsverbot (s. sinngemaR Rz 339, LSt-RL 2002).

Werbungskosten sind grundsatzlich von Amts wegen zu berticksichtigen (VwWGH 25.11.1986,
86/14/0065). Der Steuerpflichtige muss die als Werbungskosten geltend gemachten
Aufwendungen (bei nichtselbstdndigen Einkiinften insbesondere im Rahmen des
Veranlagungsverfahrens nach § 41 EStG) aber lber Verlangen der Abgabenbehérde gemal
§§ 138, 161 BAO nach Art und Umfang nachweisen oder wenn dies nicht moglich ist,
wenigstens glaubhaft machen (vgl. VWGH 17.12.1996, 92/14/0176).
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Die Glaubhaftmachung hat den Nachweis der Wahrscheinlichkeit zum Gegenstand und
unterliegt den Regeln der freien Beweiswirdigung (VwWGH 28.5.2008, 2006/15/0125).

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes genligt es, von mehreren
Moglichkeiten jene als erwiesen anzunehmen, die gegenulber allen anderen Maoglichkeiten eine
Uberragende Wahrscheinlichkeit oder gar die Gewissheit fir sich hat und alle anderen
Moglichkeiten absolut oder mit Wahrscheinlichkeit ausschliet oder zumindest weniger
wahrscheinlich erscheinen lasst (zB VwWGH 23.9.2010, 2010/15/0078; VwGH 28.10.2010,

2006/15/0301; VwGH 26.5.2011, 2011/16/0011; VwGH 20.7.2011, 2009/17/0132, vgl. auch
Ritz, BAO Kommentar>, § 167 Rz 8).

Die Hinweise auf die (moglicherweise zu Unrecht) vom Finanzamt in Vorjahren erfolgte
Anerkennung vergleichbarer Werbungskosten kann der Beschwerde schon deshalb nicht zum
Erfolg verhelfen, da die Priifung der Sach- und Rechtslage fiir jeden Veranlagungszeitraum
gesondert zu erfolgen hat und grundsétzlich keine Bindung an eine in friiheren
Veranlagungszeitraumen gelibte Vorgangsweise besteht (vgl. VwGH 3.5.1983, 82/14/0148).

Im vorliegenden Fall wurden vom Finanzamt als Werbungskosten die beantragten Ausgaben
fur Fachliteratur von 162,66 €, die beantragten Reisekosten von 209,52 €, die beantragten
sonstigen Werbungskosten von 303,61 € und Arbeitsmittel in Hohe von 277,48 € (AfA fiir das
IPhone, Aktentasche, Freisprecheinrichtung, Filofax, Speicherkarte und % AfA fiir das
Navigationsgerat), somit gesamt 953,27 € als beruflich veranlasst anerkannt. Der
Beschwerdefiihrer konnte glaubhaft machen, dass die Aufwendungen fir die genannten
Werbungskosten mit der Erzielung seiner Einkiinfte im Zusammenhang stehen, da sich diese
Aufwendungen als fir die berufliche Tatigkeit notwendig erweisen.

Den Mitgliedsbeitrag fiir die Xing-Mitgliedschaft von 71,40 € hat der Beschwerdefihrer nicht
mehr geltend gemacht.

Folgende Kosten fiir Arbeitsmittel wurden in der Beschwerdevorentscheidung steuerlich nicht
beriicksichtigt:

Die Rechnung fiir das Notebook mit MS Office Home and Student und ,back to school”
Rabatten lautet auf den Namen der schulpflichtigen Tochter des Bf.. Als Zubehor zum
Notebook wurde ein Beleg liber einen DVD-Brenner vorgelegt.

Weiters wurden Belege fiir ,M-L.Hunilady1605 Stere” (Freisprecheinrichtung), Bleistifte,
Korrekturroller, Radierer, Schulbedarf, Schulserie, mehrere Kollegblécke, div. Kleber,
Dosenspitzer, Coppenrath-Artikel, Minen, Locher, Goldbéren, Verst.Ringe, Tintenldscher,
Spiralhefte, div. Batterien, Montblanc-Fillhalter-Reparatur, Druckerpapier, Sony Speicherkarte,
Wolle, Kuverts, Fotoecken, Etiketten, Ordner, Schnellhefter, Ringmappe, Klarsichthiillen,
Kalender, Tinte, Handy-Reparatur, Clairefontaine Papier (feines Bittenpapier), Carry-Folder,
Ibico-Binderiicken, ,Pilot BP-S Matic”, ,Pilot Euro Gel”, Haftnotizblocke und Geodreiecke

vorgelegt.
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Wer typische Aufwendungen der privaten Lebensfiihrung als Werbungskosten geltend macht,
hat im Hinblick auf die Nahe zum Beweisthema von sich aus nachzuweisen, dass sie — entgegen
allgemeiner Lebenserfahrung — (nahezu) ausschlieBlich die berufliche Sphare betreffen

(VWGH 22.2.07, 2006/14/0020). Der Umstand, dass Aufwendungen einer beruflichen Tatigkeit
forderlich sein kdnnen, reicht fiir die Abziehbarkeit der Kosten jedenfalls nicht aus

(VwWGH 18.12.2013, 2011/13/0119).

Vom Beschwerdefiihrer konnte weder ein Nachweis fiir eine (beinahe) ganzliche berufliche
Veranlassung noch die Notwendigkeit fir die berufliche Tatigkeit der vom Finanzamt nicht
anerkannten Arbeitsmittel erbracht werden. Das Beschwerdevorbringen, dass dem
Beschwerdefiihrer als Abteilungsleiter-Stellvertreter diese Artikel von seinem Arbeitgeber nicht
zur Verfligung gestellt werden, ist aus Sicht des Bundesfinanzgerichtes dauRerst unglaubwiirdig
und entspricht auch nicht der Erfahrung des taglichen Lebens. Vielmehr handelt es sich dabei
vor allem um Schul- und Birobedarf, Batterien, Wolle, Goldbaren, etc., die auch in einem
Privathaushalt mit einem schulpflichtigen Kind und einem Kindergartenkind- wie dem des
Beschwerdefihrers - Gblicherweise angeschafft werden. Die Rechnung fiir den Laptop mit

MS Office Student and Home mit ,back to school“-Rabatt lautet auf den Namen der
schulpflichtigen Tochter des Bf. und kann daher eine berufliche Veranlassung fiir den
Beschwerdefiihrer nicht nachvollzogen werden.

Die Reparaturkosten fiir die Mont-Blanc-Fillfeder fallen sehr wohl unter das Aufteilungsverbot
des § 20 Abs. 1 Z 2 lit. a EStG 1988, da der Beschwerdefiihrer den Nachweis fiir eine (zumindest
beinahe) ganzliche berufliche Veranlassung nicht erbringen konnte, auch wenn er die
Anschaffungskosten in den Vorjahren steuerlich geltend machen konnte.

Der Beleg fiir die Reparaturkosten eines Handys weist keinen Rechnungsadressaten auf, sodass
diese Aufwendungen nicht als beruflich veranlasst fiir den Bf. angesehen werden kénnen.

GemaR § 19 EStG 1988 sind Einnahmen und Ausgaben in jenem Kalenderjahr zu

berlicksichtigen in dem sie zugeflossen bzw. geleistet worden sind. Daher ist der Sachbezug in
Hohe von 496,67 € in der Gehaltsabrechnung fiir Marz 2015 in der Arbeitnehmerveranlagung
fur das Jahr 2015 zu bericksichtigen.

Im Ubrigen wird auch auf die Begriindung der Beschwerdevorentscheidung verwiesen.

Soweit die Beschwerde auf die Lohnsteuerrichtlinien verweist, lasst sich daraus fiir den
Beschwerdefall nichts gewinnen, da ein BMF-Erlass keine fiir das Bundesfinanzgericht
verbindliche Rechtsquelle darstellt. In Erldssen gedufRerte Rechtsansichten des BMF sind
mangels Veroffentlichung im Bundesgesetzblatt rechtlich nicht verbindlich.

Ausgehend von der Rechtsprechung des VWGH erweist sich auf Grund des vorliegenden
Sachverhalts die teilweise Nichtanerkennung von Werbungskosten durch das Finanzamt als
nicht rechtswidrig.
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Auf Grund des im gegenstandlichen Fall vorliegenden Sachverhaltes, der gesetzlichen
Bestimmungen und der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes war tber die
Beschwerde wie im Spruch zu entscheiden.

Zuldssigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da im vorliegenden Fall eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht vorliegt,
insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
abweicht (siehe zitierte VwGH-Judikatur) bzw. der als erwiesen anzunehmende Sachverhalt in
freier Beweiswirdigung festgestellt wurde, ist gegen dieses Erkenntnis eine (ordentliche)
Revision nicht zuldssig.
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Graz, am 13. Janner 2021

12 von 12



	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:


